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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

gegenüber den drei großen Gesetzesvorhaben der Bundesregierung – Spargesetz zur 
Beitragssatzstabilisierung, Notfallversorgungsreform und Primärversorgungssystem steht 
ein viertes Projekt dieser Legislatur etwas im Hintergrund der ärztlichen Aufmerksamkeit: 
das Digitalisierungsgesetz (abgekürzt GeDIG). Über dessen Referentenentwurf möchte 
ich Ihnen heute das Wichtigste berichten. Die ursprüngliche Fassung vom April wurde im 
Mai durch das BMG noch einmal ergänzt und eine Verbändeanhörung durchgeführt. Die 
Befassung des Kabinetts hätte nach der ursprünglichen Planung bereits im Juni erfolgt 
sein sollen, wurde aber nicht geschafft  und ist nunmehr auf den 15. Juli  verschoben. 
Inhaltlich gibt es - wie so oft - Licht- und Schattenseiten aus unserer Sicht. 

Fangen wir  mit  einem positiven  Aspekt  an.  Die  Gematik  wird  mit  einer  Reihe  neuer 
Aufgaben versehen, die auf eine Reduzierung der Komplexität und damit eine Erhöhung 
der Betriebsstabilität der Telematikinfrastruktur zielen. Die Gesellschaft soll Aufträge an 
die Industrie vergeben und die TI  teilweise selbst  betreiben können.  Und sie soll  die 
Verantwortung für die Pilotierung, Zulassung und Qualitätskontrolle von Komponenten 
und Diensten erhalten. Das ist dann zwar eine hohe Machtkonzentration in dieser quasi 
staatlichen Gesellschaft, aber dennoch eine gute Nachricht für uns als gebeutelte Nutzer 
der pannenreichen Telematikinfrastruktur.

Auch  für  die  Kassenärztlichen  Vereinigungen  gibt  es  eine  politische  Stärkung,  die 
allerdings wohl auf eigene Kosten der Mitglieder umgesetzt werden muss. Eine Regelung 
im GeDIG sieht vor, dass KVen Beratungs- und Unterstützungsangebote in Fragen der 
Digitalisierung  von  Praxisprozessen  und  zur  Gewährleistung  der  IT-Sicherheit  liefern 
sollen.  Das  inkludiert  dann  auch  die  Erlaubnis  zu  produktbezogener  Beratung  der 
Vertragsärzte, der wir uns bisher enthalten müssen.

Die  aus  unserer  Sicht  am  gravierendsten  Schaden  stiftenden  Vorhaben  des  Digital-
gesetzes sind die neuen Rechte für  Kranken- und Pflegekassen,  in den individuellen 
Gesundheitsdaten  ihrer  Versicherten  digital  herumzustöbern  und  diese  systematisch 
auszuwerten.  Begründet  wird  dies  mit  der  besseren Erkennung von gesundheitlichen 
Risiken und der resultierenden Möglichkeit, dass die Krankenkassen ihren Versicherten 
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gezielte Informationen zur Prävention oder Diagnostik zukommen lassen können. Hier 
droht meines Erachtens der endgültige Dammbruch im Datenschutz, der bereits mit dem 
Gesundheitsdatennutzungsgesetz  eingeleitet  worden  war.  Die  Krankenversicherungen 
sollen  direkt  beratend  in  die  medizinische  Behandlung  ihrer  Versicherten  eingreifen 
dürfen – das ist für mich der Supergau. Damit wird die Profilbildung nach Kostenrisiken 
ermöglicht  und  ein  hohes  Diskriminierungspotenzial  für  Einzelpersonen  in  Kauf 
genommen. Ein Nutzen im Sinne der Früherkennung von latenten Krankheiten ist nicht 
nur  nicht  erwiesen,  sondern  höchst  zweifelhaft.  Dabei  erinnere  ich  daran,  dass  vom 
gleichen  BMG  die  Hautkrebsvorsorge  wegen  fehlender  Evidenz  aus  Gründen  der 
Kostenersparnis  gestrichen  werden  soll.  Es  besteht  zweifelsfrei  die  Gefahr  der 
Verunsicherung  von  Patientinnen  und  Patienten  durch  Mitteilungen  ihrer  Kasse  über 
datenbasiert analysierte Risiken - mit entsprechend erhöhtem Beratungsaufwand in den 
Arztpraxen. Das Arzt-Patienten-Verhältnis wird u. U. gestört und die Akzeptanz der ePA 
bei den Patienten absehbar geschwächt.

Noch einen Schritt weiter geht das BMG mit der Ermächtigung der Krankenkassen zum 
Betreiben von sogenannten Reallaboren, in denen zukünftig mit Versichertendaten und 
KI experimentiert  werden darf.  Im Gesetz umschreibt  man dies als (Zitat)  „Erprobung 
einer innovativen Nutzung personenbezogener Daten“. Die einzige Hürde, die auf dem 
Weg  in  die  schöne  neue  Big-Brother-Welt  dann  noch  stören  könnte,  ist  die 
Genehmigungspflicht  durch  das  zuständige  Aufsichtsministerium.  Eine  echte  Hürde 
bedeutet das für die Krankenkassen erfahrungsgemäß nicht.      

Massive Kritik müssen wir leider auch an dem Vorhaben des BMG äußern, unsere Marke 
116 117 zu einer Terminbuchungsplattform für die Krankenkassen auszubauen. So soll 
plötzlich eine Vereinbarung der KBV mit dem GKV-Spitzenverband zu den technischen 
Anforderungen  der  Terminplattform  geschlossen  werden  müssen,  damit  der  Selbst-
bedienungsladen der Kassen für Arzttermine funktioniert.  Die Kassen sollen ihre ePA-
Apps  mit einem Funktionsbereich für den „digitalen Versorgungseinstieg“ ausstatten, der 
direkt  zur  Ersteinschätzung  bzw.  auf  die  Terminplattform  führt.  Hier  hört  man  die 
Nachtigall  schon  trapsen,  was  demnächst  als  Primärversorgungssystem  angeboten 
werden soll.  In  die  gleiche Richtung geht  der  Auftrag,  zusätzlich zur  standardisierten 
Ersteinschätzung in Akutfällen eine standardisierte „Bedarfs“einschätzung zu entwickeln. 
Und  zwar  nicht  als  Auftrag  an  die  KBV  und  das  Zi,  wo  medizinische  Expertise  für 
Notwendigkeit und Dringlichkeit von Behandlungen vorhanden ist, sondern als Auftrag an 
die  gemeinsame Selbstverwaltung mit  den Kassen.  Dort  ist  zu befürchten,  dass sich 
wirtschaftliche  Interessen  der  Kassen  in  Sachen  Patientensteuerung  gegenüber 
medizinischen Kriterien letztendlich durchsetzen könnten.           

Liebe  Kolleginnen  und  Kollegen,  zu  vielen  weiteren  geplanten  Detailregelungen  im 
Digitalgesetz verweise ich auf die Stellungnahme des KV-Systems auf der Webseite der 
KBV. Ich möchte meinen Berichtsteil heute auf diesen einen Punkt beschränken.
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